
PA – Ausgabe 05/2022 vom 10.05.2022 

PA – PRAXISWISSEN ARBEITSRECHT 
 
 
 
 
 
 
------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------ 
 
1  Die Darlegungs- und Beweislast im Überstundenvergütungsprozess gilt unverändert 
    (im Anschluss an PA 06/2019) 
    BAG, Urteil vom 04.05.2022 (5 AZR 359/21), Pressemitteilung 16/22 
 
Wir erinnern uns: Der EuGH hatte mit 
Entscheidung vom 14.05.2019 den 
Mitgliedstaaten aufgegeben, die 
Arbeitgeber zur Einführung von ge-
eigneten Zeiterfassungssystemen zu 
verpflichten, um die täglich geleistete 
Arbeitszeit verlässlich zu messen (s. 
PA 06/2019). Hiernach stand die 
Frage im Raum, ob damit im Ver-
gütungsprozess eine Beweislast-
umkehr verbunden ist, wenn die tat-
sächlich geleistete Arbeitszeit streitig 
ist, also insbesondere bei Über-
stunden. Denkbar wäre jedenfalls ge-
wesen, dem Arbeitgeber die primäre 
Beweislast aufzuerlegen, die tatsäch-
liche Arbeitszeit vorzutragen und 
nachzuweisen, die mit dem von ihm 
genutzten Zeiterfassungssystem auf-
gezeichnet worden ist. 
 
Das Bundesarbeitsgericht hat diese 
Frage nun geklärt und ist zu dem 
Ergebnis gekommen, dass die von 
ihm entwickelten Grundsätze durch 
die Entscheidung des EuGH nicht 
verändert werden. Dabei hat das BAG 
auch noch einmal diese Grundsätze 
beschrieben. In der Pressemitteilung 
heißt es auszugsweise: 
 
"Der Arbeitnehmer hat zur Be-
gründung einer Klage auf Vergütung 
geleisteter Überstunden – kurz zu-
sammengefasst – erstens darzulegen, 
dass er Arbeit in einem die Normal-
arbeitszeit übersteigenden Umfang 
geleistet oder sich auf Weisung des 
Arbeitgebers hierzu bereitgehalten 
hat. Da der Arbeitgeber Vergütung nur 
für von ihm veranlasste Überstunden 
zahlen muss, hat der Arbeitnehmer 
zweitens vorzutragen, dass der Arbeit-
geber die geleisteten Überstunden 
ausdrücklich oder konkludent ange-
ordnet, geduldet oder nachträglich ge-
billigt hat. Diese vom Bundes-
arbeitsgericht entwickelten Grund-
sätze zur Verteilung der Darlegungs- 

und Beweislast für die Leistung von 
Überstunden durch den Arbeitnehmer 
und deren Veranlassung durch den 
Arbeitgeber werden durch die auf 
Unionsrecht beruhende Pflicht zur Ein-
führung eines Systems zur Messung 
der vom Arbeitnehmer geleisteten 
täglichen Arbeitszeit nicht verändert.  
 
... Er hat geltend gemacht, er habe die 
gesamte aufgezeichnete Zeit ge-
arbeitet. Pausen zu nehmen sei nicht 
möglich gewesen, weil sonst die 
Auslieferungsaufträge nicht hätten ab-
gearbeitet werden können. Die Be-
klagte hat dies bestritten. 
 
Das Arbeitsgericht Emden hat der 
Klage stattgegeben. Es hat gemeint, 
durch das Urteil des Gerichtshofs der 
Europäischen Union (EuGH) vom 14. 
Mai 2019 – C-55/18 – [CCOO], wo-
nach die Mitgliedstaaten die Arbeit-
geber verpflichten müssen, ein ob-
jektives, verlässliches und zugäng-
liches Arbeitszeiterfassungssystem 
einzuführen, werde die Darlegungslast 
im Überstundenvergütungsprozess 
modifiziert. Die positive Kenntnis von 
Überstunden als eine Voraussetzung 
für deren arbeitgeberseitige Veran-
lassung sei jedenfalls dann nicht er-
forderlich, wenn der Arbeitgeber sich 
die Kenntnis durch Einführung, Über-
wachung und Kontrolle der Arbeits-
zeiterfassung hätte verschaffen 
können. Ausreichend für eine 
schlüssige Begründung der Klage sei, 
die Zahl der geleisteten Überstunden 
vorzutragen. Da die Beklagte ihrer-
seits nicht hinreichend konkret die 
Inanspruchnahme von Pausenzeiten 
durch den Kläger dargelegt habe, sei 
die Klage begründet. 
 
Das Landesarbeitsgericht hat das 
Urteil des Arbeitsgerichts abgeändert 
und die Klage – mit Ausnahme bereits 
von der Beklagten abgerechneter 

Überstunden – abgewiesen. Die hier-
gegen gerichtete Revision des Klägers 
hatte vor dem Fünften Senat des 
Bundesarbeitsgerichts keinen Erfolg. 
Das Berufungsgericht hat richtig er-
kannt, dass vom Erfordernis der Dar-
legung der arbeitgeberseitigen Veran-
lassung und Zurechnung von Über-
stunden durch den Arbeitnehmer auch 
nicht vor dem Hintergrund der 
genannten Entscheidung des EuGH 
abzurücken ist. Diese ist zur Aus-
legung und Anwendung der Arbeits-
zeitrichtlinie 2003/88/EG und von Art. 
31 der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union ergangen. Nach 
gesicherter Rechtsprechung des 
EuGH beschränken sich diese Be-
stimmungen darauf, Aspekte der 
Arbeitszeitgestaltung zu regeln, um 
den Schutz der Sicherheit und der Ge-
sundheit der Arbeitnehmer zu gewähr-
leisten. Sie finden indes grundsätzlich 
keine Anwendung auf die Vergütung 
der Arbeitnehmer. Die unionsrechtlich 
begründete Pflicht zur Messung der 
täglichen Arbeitszeit hat deshalb keine 
Auswirkung auf die nach deutschem 
materiellen und Prozessrecht ent-
wickelten Grundsätze über die Ver-
teilung der Darlegungs- und Beweis-
last im Überstundenvergütungspro-
zess. Hiervon ausgehend hat das 
Landesarbeitsgericht zutreffend ange-
nommen, der Kläger habe nicht hin-
reichend konkret dargelegt, dass es 
erforderlich gewesen sei, ohne 
Pausenzeiten durchzuarbeiten, um die 
Auslieferungsfahrten zu erledigen. Die 
bloße pauschale Behauptung ohne 
nähere Beschreibung des Umfangs 
der Arbeiten genügt hierfür nicht. Das 
Berufungsgericht konnte daher offen-
lassen, ob die von der Beklagten be-
strittene Behauptung des Klägers, er 
habe keine Pausen gehabt, überhaupt 
stimmt." 
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2  Die zeitliche Lage eines Ersatzruhetags muss von 0 Uhr bis 24 Uhr sein 
    BAG, Urteil vom 08.12.2021 (10 AZR 641/19), bereitgestellt am 13.04.2022 
 
Wie das Bundesarbeitsgericht im 
Wege der Gesetzesauslegung ent-
schieden hat, muss der gesetzliche 
Ersatzruhetag bei Sonn- und Feier-
tagsbeschäftigung nicht nur 24 
Stunden betragen, sondern muss 
zeitlich zwingend von 0 Uhr bis 24 Uhr 
dauern. Der Leitsatz der Entscheidung 
lautet: 

"Werden Arbeitnehmer an einem auf 
einen Werktag fallenden Feiertag 
beschäftigt, müssen sie nach § 11 
Abs. 3 Satz 2 ArbZG einen 
Ersatzruhetag haben. Ein 
Ersatzruhetag in diesem Sinn ist ein 
Werktag, an dem der Arbeitnehmer 
von 00:00 Uhr bis 24:00 Uhr keine 
Arbeitsleistung erbringt. Ein davon 

abweichender individueller Zeitraum 
mit einer Dauer von 24 Stunden 
genügt nicht" 

 

Liebe Leserinnen und Leser, 
 
in dieser Ausgabe stelle ich Ihnen zwei interessante Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichts für die arbeitsrechtliche Praxis vor. 
 

Ihr Rechtsanwalt Stefan von Zdunowski, Fachanwalt für Arbeitsrecht 
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